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Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom  _____________  gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss 
wurde am  _____________  ortsüblich bekanntgemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans  in der Fassung 
vom  _____________  hat in der Zeit vom  _____________  bis  _____________  
stattgefunden.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher 
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung 
vom  _____________  hat in der Zeit vom  _____________  bis  _____________  
stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom  _____________  wur-
den die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom  _____________  bis  _____________  beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom _____________  wurde mit 
der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom   _____________  bis  
 ______________  im Internet veröffentlicht.

Die Gemeinde Bischofswiesen hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 
 _______________  den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung 
vom  _______________  als Satzung beschlossen.

Gemeinde Bischofswiesen, den .............................

                                                     ......................................................
             - Siegel -                                           Wolfgang Fegg
                                                               (Erster Bürgermeister)

Ausgefertigt

Gemeinde Bischofswiesen, den .............................

                                                     ......................................................
             - Siegel -                                           Wolfgang Fegg
                                                               (Erster Bürgermeister)

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  _______________  
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs-
plan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Ver-
langen Auskunft gegeben.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. 
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Gemeinde Bischofswiesen, den .............................

                                                     ......................................................
             - Siegel -                                          Wolfgang Fegg
                                                               (Erster Bürgermeister)

mit integriertem Grünordnungsplan

Format 737 / 1320

Bebauungsplan 

"Nr. 51 Ganghoferfeld"

Grundrissorientierung schutzbedürftiger Aufenthaltsräume
Zum Belüften notwendige Fenster von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind 
an Fassaden mit Beurteilungspegeln von L

r,tags 
≤ 59 dB(A) / L

r,nachts 
 ≤ 49 dB(A) 

zu situieren. L
r,nachts  

gilt für überwiegend zum Schlaf genutzte Räume. 

Alternativ besteht die Möglichkeit, dass:
a. der schutzbedürftige Aufenthaltsraum ein zum Lüften geeignetes Fenster im 
Schallschatten von eigenen Gebäudeteilen (z.B. eingezogener Balkon, 
teilumbauter Balkon, vorspringender Gebäudeteil) erhält

oder

b. vor dem zu öffnenden Fenster des schutzbedürftigen Aufenthaltsraums bauliche 
Schallschutzmaßnahmen wie Vorbauten (Prallscheiben, verglaste Loggien, Lauben-
gänge, Schiebeläden für Schlaf- und Kinderzimmer, kalte Wintergärten) oder 
besondere Fensterkonstruktionen (z.B. Kastenfenster) für schutzbedürftige 
Aufenthaltsräume vorgesehen werden

oder

c. dass der Raum mit einer schallgedämmten, fensterunabhängigen Lüftungsein-
richtung (zentral oder dezentral) ausgestattet wird. In Schlaf- und Kinderzimmern 
muss unter Gewährleistung des erforderlichen Luftaustausches ein Innenraumpegel 
von L

p,In 
= 30 dB(A) eingehalten werden.

Nebenräume wie Dielen, Bäder, WC, Abstellräume, Treppenhäuser oder glw. 
dürfen ohne zusätzliche bauliche Maßnahmen angeordnet werden.

Grundrissorientierung für Außenwohnbereiche an Wohnungen
Dem Wohnen zugeordnete, schutzbedürftige Freibereiche (z.B. Balkone, Terrassen, 
Dachterrassen, Loggien), die an Fassaden(abschnitte) mit L

r,tags 
> 59 dB(A) durch 

den Verkehrslärm entstehen, sind durch geeignete bauliche Schallschutzmaß-
nahmen (z.B. erhöhte, geschlossen ausgeführte Brüstungen, verschiebbare Glas-
elemente) abzuschirmen. Ausnahmen hiervor sind nur dann zulässig, wenn die 
jeweilige Wohnung über einen anderen, ausreichend geschützten Freibereich 
verfügt.

TG Rampen 
Die Fahrbahnoberfläche der Zufahrt in die Tiefgarage außerhalb des Gebäudes ist 
befestigt und ohne Unebenheiten (Asphalt oder dergl.) zu gestalten. 
Die Abdeckungen der Regenrinnen müssen lärmarm ausgeführt werden (z.B. mit 
verschraubten Gusseisenplatten).
Der Einfahrtsbereich der TG muss auf einer Länge von mindestens dem 1,5-fachen 
der Einfahrtsdiagonalen absorbierend ausgekleidet werden (bew. 
Absorptionsgrad α

w
≥ 0,5).

Der Immissionsbeitrag aus ggf. notwendigen Lüftungsanlagen muss in der Nach-
barschaft den Immissionsrichtwert der TA Lärm um 10 dB(A) unterschreiten. 
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Anlage von Reptilienstruk-
turen mit Hinterpflanzung

Böschung, herzustellen
ohne Regelprofil

Heimischer, standort-
und klimagerechter Laub-
baum, zu pflanzen,
Standortvorschlag

Entwicklung arten-
reiche Extensivwiese

Entwicklung arten-
reiche Feuchtwiese

Entwicklung Schilf-
Wasserröhricht

A FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

PRÄAMBEL

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 

WH 7,70 Zulässige Wandhöhe [m] als Höchstmaß, z.B. 7,70 m

OK.FFB.EG 
520,50

II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, z.B. zwei Vollgeschosse

Höhenbezug für OK.FFB.EG [m ü. NHN] als Höchstmaß, 
z.B. 520,50 m ü. NHN

E Nur Einzelhäuser zulässig

Nur Hausgruppen zulässigH

Baugrenze

Vorgeschriebene Firstrichtung

Fläche für Dachüberstände 

St

Umgrenzung von Flächen für Tiefgaragenzufahrten

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze

TG

Straßenbegrenzungslinie gegenüber öffentlicher Verkehrsflächen 

Öffentliche Verkehrsfläche - Straße

Vorgeschriebene Ein- und Ausfahrt

Öffentliche Grünfläche
Zweckbestimmung: Ortsrandeingrünung

Standort- und klimagerechter Laub- / Obstbaum, zu pflanzen

Waldähnlicher Baumbestand, zu erhalten, Lage angenähert

Umgrenzung Ausgleichsfläche

B

Fließgewässer (Bach, 
Graben), Lage angenähert

Fließgewässer, verrohrt 
bzw. Verrohrung geplant

Fließgewässer außerhalb
des Planungsgebiets,
Lage angenähert

HINWEISE UND NACHRICHTL. ÜBERNAHMEN 
DURCH PLANZEICHEN

Aufzuhebende 
Grundstücksgrenze 

Vorgschlagene 
Grundstücksgrenze

1385/7

Umgrenzung Biotopflächen 
mit Bezeichnung der 
Biotophauptnummer
nachrichtliche Übernahme 

A8343-0171

Bebauungsvorschlag

Baubestand zur Disposition 

Höhenlinie Bestand, 
mit Höhenangabe in 
m ü.NHN

 566 

Vorgeschlagene 
Lage für Spielplatz

Schallschutzwand gem. Ziffer 10.2 der textl. Festsetzungen

Umgrenzung von Flächen für Garagen, Carports und Stellplätze
incl. Zufahrten

Nummer Bauraum,
z B. 2

2

R Retentionsfläche für Niederschlagswasser

Die Gemeinde Bischofswiesen erlässt aufgrund §§ 1, 1a und 2, sowie §§ 8, 9 und 10
des Baugesetzbuches (BauGB), Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(BauNVO), Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), Art. 23 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO), § 9 des Gesetzes über Naturschutz undLandschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG), Art. 4 des Gesetzes über denSchutz, die Pflege 
der Landschaft und die Erholung in der freien Natur (BayerischesNaturschutzgesetz 
BayNatSchG) diesen Bebauungsplan als Satzung

Artenreiche Feuchtwiese:
Entsprechend Planzeichen festgesetzte Bereiche sind als artenreiche Feuchtwiese
auszubilden. Auf einer Fläche von ca. 1.275 qm ist eine Sodenübertragung
von durch die Bebauung beeinträchtigten Spenderflächen durchzuführen. Der
verbleibende Flächenanteil ist durch Ansaat einer geeigneten, gebietseigenen Saat-
gutmischung oder durch eine Mahdgutübertragung zu entwickeln. 
Die Begründung zum Bebauungsplan enthält eine detaillierte Beschreibung der 
durchzuführenden Sodenübertragung. Maximal 1-schürige Mahd zwischen Sept. 
und Oktober.

Schilf-Wasserröhricht:
Auf einer Fläche von ca. 1.645 qm ist innerhalb der tief abgegrabenen Bereiche 
des Retentionsbeckens, sowie entlang des Grabens Schilf-Wasserröhricht zu
entwickeln. Verteilt auf der Fläche sind insgesamt 50 qm initial mit authochtonem
Pflanzmaterial (Qualität: Topfware) mit Schilf und Rohrkolben zu bepflanzen. Auf
den verbleibenden Flächen ist nach der erfolgten Abgrabung der abgezogene Ober-
boden wieder fachgerecht einzubauen. Die Schilffläche ist im zweijährigen Turnus;
mit einem Belassen von Brachestreifen  auf ca. 50 % der Fläche zu mähen. Die
Brachestreifen sind auf jährlich wechselnden Flächen anzulegen. Das Schnittgut ist
von der Fläche abzuräumen.

Retentionsraumausgleich
Die festgesetzte Retentionsfläche für Niederschlagswasser ist mit einem Mindest-
volumen von 130 cbm herzustellen.

Immisionsschutz

Nutzungsaufnahme 
Die Wohnnutzung in den Bauräumen 1 bis 9 kann erst aufgenommen werden, 
wenn die Schallschutzwand nach Ziffer 10.2 an der Bundesstraße B305 hergestellt ist.  

Aktiver Schallschutz
Für die zeichnerisch festgesetzte Schallschutzwand gelten die folgenden 
Festsetzungen:
- Höhe 3.5 m über Oberkante Fahrbahn B305
- Länge (L) entsprechend Planzeichnung / Länge = 218 m 
- Durchgangsdämmung R´w ≥ 25 dB
- straßenzugewandt zur B305 Absorption DL

α,NRD
 nach DIN EN 1793-1 , 

  4 dB ≤ DL
α,NRD

 < 8dB

Bau-Schalldämm-Maß R`
w.ges. 

Außenflächen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen müssen abhängig vom 
Abstand zur Straße und Planzeichen mindestens folgendes Gesamtschalldämm-
Maß nach DIN 4109 erreichen. Für Büroräume ist ein Abzug von 5 dB zulässig.
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Art der baulichen Nutzung
Festgesetzt wird ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO.

Die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 4 und 5 BauNVO werden nicht Bestandteil
dieses Bebauungsplans.

Maß der baulichen Nutzung
Die Grundflächenzahl wird mit 0,4 festgesetzt. Für Hausgruppen gilt abweichend 
eine Grundflächenzahl von 0,6.

Die Bezugspunkte für die Wandhöhe sind die Oberkante Fertigfußboden OK.FFB.EG 
und der Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit OK Dachhaut.
Die Höhenlage von OK.FFB.EG ist im Planteil festgesetzt.

Überbaubare Grundstücksflächen
Überschreitungen der Baugrenzen durch Terrassen sind zulässig, wenn diese in 
ihrer Summe die Größe von 30 m² je Wohneinheit nicht überschreiten.

Flächen für Nebenanlagen und Anlagen für den ruhenden Verkehr
Für Einzelhäuser mit bis zu 2 Wohneinheiten ist je Wohneinheit 1 Nebengebäude 
mit einer Fläche von höchstens 20 qm zulässig. Für Einzelhäuser mit mehr als 2 
Wohneinheiten ist 1 gemeinsames Nebengebäude mit einer Grundfläche von 
max. 10 qm je Wohnung  zulässig. Für Hausgruppen ist je Grundstück 1 Neben-
gebäude mit einer Fläche von max. 10 qm zulässig.

Garagen und Carports sind nur innerhalb der hierfür festgesetzten Flächen und 
innerhalb der Baugrenzen zulässig.

Stellplätze sind nur innerhalb der hierfür festgesetzten Flächen zulässig.

Tiefgaragenzufahrten sind nur innerhalb der hierfür festgesetzten Flächen zulässig.

Sofern Garagen oder Carports aneinander gebaut werden, sind diese profil-
gleich zu errichten.

Nicht überdachte Stellplätze, Zufahrten und Wege sind versickerungsfähig 
herzustellen.

Gestalterische Festsetzungen
Einzelhäuser sind mit deutlicher Längsentwicklung zu errichten, die Traufseite 
muss dabei mind. 20 % länger sein als die Giebelseite.

Fassaden sind als Putzfassaden in weißen oder hellen Tönen auszuführen.
Verkleidungen sind ausschließlich aus Holz zulässig.

Gebäude in Hausgruppen sind profilgleich zu errichten. Die Gestaltung ist an-
einander anzugleichen.

Für Hauptgebäude sind nur gleichschenklige Satteldächer mit mittigem First
und einer Dachneigung von 18-24° zulässig.

Die Dacheindeckungen der Hauptgebäude und Garagen sind mit roten bis rot-
braunen oder anthrazitfarbenen kleinformatigen Materialien auszuführen.

Hauptgebäude müssen Dachüberstände aufweisen. Dabei sind folgenden Mindest-
maße einzuhalten: Giebelseite 1,00 m, Traufseite 0,80 m.

Sofern Nebengebäude im Anschluß an die Lärmschutzwand errichtet werden,
sind für diese auch flach geneigte Dächer zulässig. Diese Dächer können extensiv
begrünt werde, die durchwurzelbare Substratstärke muss. min. 15 cm betragen.
Die Dächer dürfen die Oberkante der Lärmschutzwand nicht überragen.

Dachgauben, Dachaufbauten und negative Dacheinschnitte sind unzulässig.

Quergiebel sind bei Einzelhäusern zulässig. Quergiebel sind mittig anzuordnen, 
eine Abweichen von bis zu 1,00 m aus der Mitte ist zulässig. Die Dachneigung
des Quergiebels darf bis zu 5 Grad größer sein, als die des Hauptdachs, die Breite
des Quergiebels, an dessen Traufe gemessen, darf max. 50% der Länge des 
jeweiligen Bauteils ohne Berücksichtigung des Dachüberstands betragen. Der
First des Quergiebels muss mind. 0,50 m unter dem des Hauptdachs liegen. 
Sofern der Quergiebel nicht aus der Haupttraufe entwickelt wird, darf der Ab-
stand zwischen Unterkante Traufe Quergiebel und Unterkante Traufe Haupt-
dach nicht größer sein als 0,80 m.
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Abstandflächen
Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind einzuhalten.

Stellplätze
Die Satzung über Zahl, Beschaffenheit und Ablöse der Stellplätze und Garagen
für Kraftfahrzeuge, sowie der Ablösungsbeträge für Kraftfahrzeugstellplätze 
(Stellplatzsatzung) der Gemeinde Bischofswiesen ist einzuhalten.

Gefahren durch Wasser
Bei Starkregenereignissen ist mit wild abfließendem Oberflächenwasser zu rechnen.
Gebäude sind eigenverantwirtlich so zu gestalten, dass in der Fläche abfließender
Starkregen nicht eindringen kann.
Es dürfen keine Geländeveränderungen vorgenommen werden, die wildabfließendes 
Wasser aufstauen oder für Dritte schädlich umlenken können.

Wasserrecht
Das Vorhaben befindet sich innerhalb des 60 m-Bereichs von Fließgewäsern und 
unterliegt damit der Genehmigungspflicht nach Art. 36 WHG i.V.m. Art 20 Abs. 1 
und 2 BayWG. Auch für baurechtlich freigestellte Bauvorhaben und baugenehmi-
gungsfreie Anlagen ist demnach eine wasserrechtliche Genehmigung beim Land-
ratsamt zu beantragen.

Denkmalpflege
Bodendenkmäler, die bei der Ausführung von Baumaßnahmen zu Tage treten, 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Sie sind 
dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege BLfD oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.

Ökologische Baubegleitung / Umweltbaubegleitung 
Die Umsetzung der Artenschutzmaßnahmen und der Ausgleichsfläche, sowie
die Abgrisse von Gebäuden sind von einer Umweltbaubegleitung / ökologischen
Baubegleitung zu begleiten.
Begehungstermine, Entscheidungen und Ergebnisse der ökologischen Bau-
begleitung sind in Kurzform zu dokumentieren und der zuständigen Unteren
Naturschutzbehörde Berchtesgadener Land mitzuteilen.

Artenschutz
Alle vorbereitenden Baumaßnahmen, wie die Baufeldräumung dürfen nicht von
März bis Juli durchgeführt werden. 
Darüber hinaus sind in der Zeit vom 1. März bis 30. September Baumfällungen 
und Gehölzzuschnitt nur in Ausnahmefällen zulässig. Sofern eine Abweichung von 
diesem Verbot erforderlich ist, muss im Vorfeld eine Kontrolle der betroffenen 
Gebiete durch einen Experten erfolgen, um das Auslösen artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestände auszuschließen.

Die Entfernung von Gehölzen und Rodungsarbeiten sind nur im Zeitraum vom 
01. Oktober bis Ende Februar zulässig.

Bei den Beleuchtungsanlagen sind die Vorgaben des Artikel 11a Bayerisches 
Naturschutzgesetz zu berücksichtigen.

Fassadenbegrünung
Es wird empfohlen, Fassaden mit geringen Öffnungen (z. B. Garagen, Carports)
mit Ketterpflanzen, Spalierbäumen oder sonstigen Berankungen zu begrünen bzw.
durch Vorpflanzungen zu gestalten. Bei der Verwendung von Schling- oder
Kletterpflanzen sollte pro 2  m Wandlänge mind. eine Pflanze mit einer Mindestgröße
von 150 cm verwendet werden.

DIN-Normen
Soweit der Bebauungsplan Bezug auf DIN-Normen nimmt, können diese im 
Bauamt der Gemeinde Bischofswiesen zu den ortsüblichen Öffnungszeiten 
eingesehen werden.

Immissionschutz
Mit dem Bauantrag ist der Gemeinde Bischofswiesen unaufgefordert ein Nachweis
nach den Festsetzungen Ziffern 10.3 bis 10.6 vorzulegen.

Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen, Ziffer 10.3 bis 10.5 abgewichen 
werden, wenn im Rahmen des Bauantrags damit verminderte Anforderungen durch 
eine schalltechnische Untersuchung nachgewiesen werden.

Die zu erwartende Immissionsbelastung an den Fassaden ist für den Endausbau 
der schalltechnischen Untersuchung in Anlage 4 zu entnehmen.

Fensterunabhängige schallgedämmte Lüftungseinrichtungen sind grundsätzlich 
möglich, sofern das Gesamtbauschalldämm-Maß nach Punkt 3 eingehalten wird.

Bei den festgesetzten Bau-Schalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestan-
forderungen nach DIN 4109:2018 „Schallschutz im Hochbau“ unter Berücksichti-
gung des Verkehrslärms (Straße Prognose 2040) und des Immissionsrichtwerts 
der TA Lärm für ein Allgemeines Wohngebiet in Bezug auf den Gewerbelärm.

Neben dem einzahligen Schalldämm-Maß Rw wird bei Bauteilen heute zusätzlich 
ein Spektrum-Anpassungswert „C“ angegeben (R

w
 (C; C

tr
) dB, zum Beispiel: 

R
w
 37 (-1; -3) dB. Der Korrekturwert „C

tr
“ berücksichtigt den tiefen Frequenz-

bereich, d.h. die Wirkung des Bauteils im städtischen Straßenverkehr. Im vor-
liegenden Fall ist zu empfehlen, dass die Anforderung an die Schalldämmung der 
Bauteile mit Berücksichtigung des C

tr
 – Werts erfüllt wird.

Der Immissionsbeitrag aus außenliegenden Klima- und Heizgeräten (z.B. Luft-
wärmepumpen) oder technischen Anlagen für die Belüftung muss in der Nachbar-
schaft den Immissionsrichtwert der TA Lärm um mindestens 6 dB(A) unterschreiten 
und darf am Immissionsort nicht tonhaltig sein. Hinsichtlich der tieffrequenten 
Geräusche ist die DIN 45680:2020-06 zu beachten.
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Festsetzungen zur Grünordnung
Für alle Baurundstücke ab einer Größe von 200 m² ist je angefangene 300 m² 
Grundstücksfläche mind. 1 Laubbaum, Qualität Hochstamm, zu pflanzen. Die 
entsprechend Planeintrag festgesetzten Baumpflanzungen können auf die gefor-
derte Mindestanzahl angerechnet werden.

Für alle Pflanzungen sind nur standortgerechte und klimaverträgliche Laubgehölze 
zulässig. Nadelgehölze (z.B. Thujen, Fichten und Tannen) und Sorten mit Säulen-, 
Pyramiden- und Hängeformen sind nicht zulässig.

Die gepflanzten Bäume und Sträucher sind zu pflegen, zu erhalten und bei Aus-
fall durch Neupflanzungen in gleicher Qualität zu ersetzen. Von der festgesetzten 
Lage der Bäume kann abgewichen werden, wenn technische, verkehrstechnische 
oder gestalterische Gründe dies erfordern. 

Das Anlegen von Schotter-, Split- oder Kiesflächen ist nicht zulässig.

Für alle Neupflanzungen werden nachfolgende Pflanzgrößen festgesetzt:
 Laubbäume 1. bis 3. Ordnung:
 Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16 - 18 cm 
 Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m
 Obstbäume:
 Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12 - 14 cm
 Mindestdurchmesser der Baumscheibe: 2,0 m 
 Sträucher:
 Mindestpflanzqualität: verpflanzter Strauch, 3 - 8 Triebe, 100 - 150 cm

Tiefgaragen sind außerhalb von Gebäuden Terrassen, Zufahrten, Zuwegungen 
und notwendigen technischen Aufbauten zu überdecken und dauerhaft mit 
geeigneten Substraten und einem fachgerechten Bodenaufbau mit einer durch-
wurzelbaren Schichtdicke von mindestens 0,60 m zu begrünen.
In begründeten Fällen, z.B. notwendige Gefällesituation, Entwässerung etc., 
können Ausnahmen von der Schichtdicke zugelassen werden.

Die gärtnerische Gesamtgestaltung einschließlich Bepflanzung aus den Baugrund-
stücken ist bis spätestens 2 Jahre nach Bezugsfertigkeit der jeweiligen Gebäude 
herzustellen.

Öffentliche Grünflächen: Ortsrandeingrünung
Die entsprechend Planzeichen festgesetzten öffentlichen Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung "Ortsrandeingrünung" sind zu einem Anteil von mind. 10 % 
der festgesetzten Fläche mit standort- und klimagerechten, bevorzugt heimischen 
Sträuchern zu bepflanzen.  

Die gepflanzten Sträucher sind als naturnahe, freiwachsende Heckenelemente
bevorzugt aus Vogelnähr- und -schutzgehölzen auszubilden. Dabei sind mind. 
6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren Pflanzgruppen zu situ-
ieren. Je Quadratmeter erforderlicher Pflanzfläche ist mind. 1 Gehölz der Mindest-
qualität vStr, 3-8 Tr, Höhe 100-150 cm zu pflanzen. 

Die übrigen Grünflächen sind als extensives Grünland zu entwickeln:
max. 3 Schnitte pro Jahr in den ersten drei Jahren, anschließend Umstellung
auf max. 2 Schnitte pro Jahr, erster Schnitt ab 15. Juni.
Abtransport des Mähguts von der Fläche, kein Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln oder Dünger.

Flächen und Maßnahmen zum naturschutzrechtlichen
Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft

Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Ausgleichsläche mit einer Fläche von 
ca. 10.525 m² ist ein Vegetationsmosaik aus freiwachsenden Heckenelementen 
Schilf und extensivem Grünland zu entwickeln.

Allgemeine Vorgaben:
Die festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen sind vollständig herzustellen und müssen 
mindestens in ihrer initialen Funktionsfähigkeit vorliegen, bevor mit der Baufeld-
räumung begonnen wird. Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen ist dem 
Landratsamt vor Beginn des Eingriffs nachzuweisen.

Eine Düngung der Fläche (mineralisch und organisch) sowie die Verwendung
von Pflanzenschutzmitteln (Pestizideinsatz) sind grundsätzlich nicht zugelassen.

Für die Mahd der Flächen ist ausschließlich schneidendes Mähwerk zulässig.
Ein Mulchen der Fläche ist unzulässig. Anfallendes Mahdgut ist von der Fläche
zu entfernen und ordnungsgemäß landwirtschaftlich zu verwerten. 

Bodenbearbeitungen durch Walzen und Pflügen sind unzulässig.

Die Einleitung von Niederschlagswasser und wild abfließendem Oberflächenwasser
in den Graben und das Retentionsbecken ist zulässig.

Eine Beweidung der Fläche durch Großtiere (Rinder etc.) ist unzulässig. Eine
Beweidung mit Kleintieren (Schafe, Ziegen) ist in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehörde Berchtesgadener Land zulässig.

Kennzeichnung der Fläche im Übergang zu angrenzenden landwirtschaftlichen
Nutzflächen durch Eichenpfosten, Abstand zwischen den Pfosten max. 15 m.

In den ersten 5 Jahren bis zum Vegetationsschluss sind im Zeitraum zwischen 
Mai und Juli zwei Kontrollgänge zur Ausbreitung von Neophyten durchzuführen. 
Aufkommender Bewuchs ist durch Ausreißen oder bodennahes Abmähen durch 
Freischneider zu entfernen. Bei einem vermehrten Aufkommen von Neophyten 
ist bedarfsangepasst im August ein dritter Kontrollgang durchzuführen.

Anlage eines Retentionsbeckens:
Innerhalb der Fläche ist ein Retentionsbecken in einer organischen (nicht 
linearen) Form ohne Regelprofile anzulegen. Die Neigungen innerhalb des Beckens 
dürfen zwischen 1 : 3 bis 1 : 5 betragen. Zur Schaffung des Retentionsraums ist 
der anstehende Oberboden zu entfernen und der unterliegende Boden bis auf das 
Niveau des nördlich angrenzenden Grabens fachgerecht abzutragen. Das Reten-
tionsbecken ist mit einer Mindesttiefe von ca. 1,0 m bzw. 1,5 m zu gestalten und 
funktional an den wasserführenden Graben anzubinden. Eine Einleitung von 
Niederschlagswasser ist zulässig.

Pflanzung naturnaher Heckenstrukturen:
Pflanzung von naturnahen freiwachsenden Heckenelementen auf einer Pflanzfläche 
von 1.090 qm. Der Anteil der Gehölzstrukturen an der Gesamtfläche beträgt 
mind. 60%, dies entspricht einer Pflanzfläche von circa 654 qm. Die Pflanzdichte 
beträgt mindestens 1 Gehölz pro 2 Quadratmeter Pflanzfläche, Pflanzung im Drei-
ecksverband, der Anteil der Sträucher beträgt mind. 80%, der Anteil der Bäume 
in der Qualität Heister beträgt mind. 3 %.
Die Heckenelemente sind als naturnahe freiwachsende Hecken zu entwickeln.
Dabei sind mindestens 6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden und in lockeren 
Pflanzgruppen zu situieren. Es sind dabei vornehmlich Vogelschutz- und -nähr-
gehölze zu verwenden. Für die Gehölzpflanzungen ist ausschließlich zertifizierte 
gebietsheimische Baumschulware zu verwenden.
Die Pflanzung ist mit gestuftem Aufbau durchzuführen, Reihenabstand mind. 
1 m. Mulchung der Pflanzfläche mit Stroh. Die Heckenelemente sind ab dem 
10. Standjahr in regelmäßigen Abständen abschnittsweise zu verjüngen (etappen-
weiser Rückschnitt, pro Pflegegang sind ca. 1/5 bis maximal 1 / 3 der Hecke auf 
Stock zu setzen. Je nach Wüchsigkeit ist zwischen den Pflegedurchgängen eine 
Pause von 7 bis 10 Jahren einzuhalten. Das Schnittgut ist zu mindestens 10% in 
der Hecke zu belassen. Die Entsorgung des übrigen anfallenden Schnittguts hat 
sofort zu erfolgen.

Baumpflanzungen:
In der Fläche sind mind. 12 standortgerechte Laubbäume I. oder II. Ordnung fach-
gerecht zu pflanzen. Es sind mind. 2 verschiedene Arten zu verwenden. Die Bäume 
sind dauerhaft zu sichern, zu erhalten und fachgerecht zu pflegen und bei Bedarf 
vor Verbiss zu schützen, Ausfälle sind in entsprechender Qualität zu ersetzen.

Artenreiches Extensivgrünland:
Entsprechend Planzeichen festgesetzte Bereiche sind als artenreiches exten-
sives Grünland auszubilden. Auf einer Fläche von 470 qm ist eine Sodenüber-
tragung von durch die Bebauung beeinträchtigten Spenderflächen durchzuführen. 
Der verbleibende Flächenanteil ist durch Ansaat einer geeigneten, gebietseigenen 
Saatgutmischung oder durch eine Mahdgutübertragung als extensive blütenreiche 
Gras- und Staudenflur zu entwickeln. Maximal 1-schürige Mahd zwischen Sept.  
und Oktober.
In den ersten 3 Jahren sind weitere Schnitte zur Aushagerung zulässig.

Die nutzbaren Dachflächen der Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen sind zu mindestens 50 % mit Anlagen zur 
Nutzung der solaren Strahlungsenergie auszustatten, diese dürfen nicht 
aufgeständert werden.

Einfriedungen im Bereich von Garagen-/Carportzufahrten und Stellplätzen zum
Straßenraum hin sind nicht zulässig. Zu öffentlichen Verkehrsflächen und öffen-
tlichen Grünflächen sind Einfriedungen mit einer Höhe von max. 1,00 m als sockel-
lose Zäune oder Heckenpflanzungen mit heimischen Laubgehölzen auszubilden.
Mauern und Gabionen im Zaunverlauf sind unzulässig. Der Mindestabstand
zwischen Zaununterkante und Gelände ist mit 0,15 m festgesetzt.

Aufschüttungen und Abgrabungen sind zulässig. Höhensprünge sind durch Bö-
schungen zu modellieren oder mit Stützmauern auszubilden. 
Stützmauern sind ab einer Höhe von 1,00 m durch einen mindestens 0,50 m
tiefen Versatz zu gliedern. Stützmauern sind in Naturstein und dauerhaft begrünt
auszubilden. Das Gelände muss am Gebäude auf eine Höhe von mindestens 0,30 m
unter Oberkante Fertigfußboden EG angeglichen werden.

Festsetzungen zum Artenschutz
Zur Sicherstellung der Einhaltung der artenschutz-, naturschutz- und umwelt-
rechtlichen Anforderungen ist für alle bauvorbereitenden Maßnahmen, Erschließungs-
arbeiten sowie sonstigen Eingriffe in Natur und Landschaft eine qualifizierte Umwelt-
baubegleitung einzusetzen.

Eine dauerhafte Beleuchtung der Außenanlagen einschließlich der Zuwege ist un-
zulässig. Zur Beleuchtung sind nur Anlagen mit Bewegungsmelder bzw. integrierter 
Zeitschaltuhr zulässig und Beleuchtungsintervalle sicherzustellen.
Für die Außenbeleuchtung sind nur UV-arme Leuchtmittel mit maximal 3.000K 
zulässig. Es sind nur Leuchten zulässig, deren Leuchtkegel nach unten 
gerichtet sind. Eine direkte Beleuchtung von Gehölzstrukturen ist unzulässig.

Alle Glasflächen ab einer Größe von 1,5 qm müssen entspiegelt sein. Glasflächen
ab einer Größe von 2 qm müssen vogelschlagsicher ausgebildet werden:
   - Entspiegelung mit maximal 12 % Außenreflexionsgrad, z.B. durch halbtrans-
     parente Materialien wie Milchglas, farbiges, satiniertes oder mattiertes Glas 
     oder Muster in den Scheiben
   - Keine Verwendung von Vogelsilhouetten-Aufkleber

Vorbereitende Baumaßnahmen wie die Baufeldfreimachung etc. sind nur im Zeit-
raum von Oktober bis einschließlich Februar zulässig.

Bei Rodungen und oder über Pflegeschnitte hinausgehenden Eingriffen in Gehölze 
außerhalb der gesetzlichen Rodungszeiten ist vor den Eingriffen eine Gehölz-
kontrolle durch die Umweltbaubegleitung durchzuführen.

Im Bereich von Baugrundstücken, Verkehrswegen oder Flächen für Aufschüttungen 
ist eine Vergrämungsmahd sowie eine strukturelle Vergrämung durchzuführen.
Die genaue Flächenabgrenzung erfolgt durch die Umweltbaubegleitung. Die 
Vergrämung erfolgt durch eine wiederkehrende Vergrämungsmahd mit schneiden-
dem Mähwerk ab Ende März/Anfang April bis mindestens Ende Mai. Je nach 
Aufwuchs ist dafür mind. ein Mahddurchgang alle 2 - 3 Wochen erforderlich. 
Im Vorfeld der Mahd sind ggf. in den Flächen vorhandene nutzbare Habita-
tstrukturen (Asthaufen, Totholz usw.) durch händischen Rückbau zu entfernen.
Bei der Mahd ist ein möglichst tiefer/kurzer Schnitt der Vegetationsbestände zu 
gewährleisten. Das Mahdgut ist aufzunehmen und abzufahren. Ein Mulchen ist 
nicht zulässig. Die Mahd ist zu Zeiten durchzuführen, in denen die Zaun-
eidechse nicht aktiv ist.
Die durchführenden Personen sind von der UBB entsprechend einzuweisen. 
Die zeitgerechte Ausführung der Maßnahmen ist von der UBB sicherzustellen, 
der Unteren Naturschutzbehörde mitzuteilen und zu dokumentieren.

Vor Beginn der Baufeldfreimachung ist in Abstimmung mit der Umweltbau-
begleitung der Eingriffsbereich durch einen fachgerecht errichteten und 
dauerhaft funktionsfähigen Reptilienschutzzaun gegenüber den angren-
zenden Lebensräumen abzugrenzen. Zwischen dem Vergrämungsschnitt und 
dem Aufstellen des Reptilienzauns ist den Zauneidechsen mind. 2 Tage die 
Möglichkeit zu geben, das Baufeld zu verlassen.

Nach der Herstellung des Reptilienzauns ist im Zeitraum zwischen Anfang April 
bis Mitte Juni und im Zeitraum zwischen Mitte Juli und Anfang September ein 
Abfang von Zauneidechsen aus dem Baufeld durch Fachpersonal durchzuführen. 
Es ist die gute fachliche Praxis zu Zeitpunkt, Fangmethode und Zahl der Begehun-
gen anzuwenden. Gefangene Tiere sind in den angrenzenden, aufgewerteten 
Habitaten außerhalb des Baufeldes auszusetzen.
Die Maßnahme ist in Abstimmung mit der Umweltbaubegleitung durchzuführen 
und zu dokumentieren.

Vor Beginn jeglicher Vergrämungs-, Fang- oder Baufeldfreimachungsmaßnahmen 
sind im Planungsgebiet entsprechend durch Planzeichen festgesetzten Bereiche 
insgesamt 2 Reptilienstrukturen fachgerecht anzulegen. 
Die Habitatstrukturen, bestehend aus Stein und Sandschüttungen in Kombination 
mit Wurzelstöcken und Totholzhaufen, sowie grabfähigen, vegetationslosen und 
gut besonnenen Rohboden- bzw. Sandflächen zur Eiablage müssen eine Mindest-
größe von jeweils ca. 4 qm Grundfläche vorweisen. Eine Mindestbreite von 2 m 
darf nicht unterschritten werden. Die Reptilienburgen sind jeweils mit einer kleinen 
Strauchgruppe (mindestens 3 Stück heimische Sträucher) zu hinterpflanzen. 
Aufkommende Stauden und Gehölze sind im Bereich der Reptilienburgen in 2- bis 
3-jährlichem Abstand durch geeignete Pflegemaßnahmen zu entfernen. Bei 
Verkrustungen sind die grabbaren Flächen aufzulockern.
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